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Thurgau 
/ G~i~ht~s Echo vom Genfersee 

Mit der Streichung des Frühfranzösisch hat es der Thurgau auf die Titelseiten welscher Zeitungen geschafft. Manche 
Kommentatoren sehen den nationalen Zusammenhalt in Gefahr. Andere zeigen Verständnis für die überforderten Lehrer. 

THOMAS WUNDERLIN 

FRAUENFELD. Mit der geplanten 
Abschaffung des Frühfranzö­
sisch hat der Thurgau geschafft, 
was ihm selten gelingt: Bei den 
Waadtländer «24heures» und der 
«Tribune de Geneve» hat er es am 
Samstag auf die Titelseiten ge­
schafft. «Der Thurgau fordert 
Berset heraus, indem er Franzö­
sisch an der Primarschule 
streicht», heisst es bei der einen. 
Fast identisch bei der andern: 
«Französisch gestrichen an der 
Schule, eine Herausforderung an 
Berset». Weiter erklärt die «Tri­
bune», der Thurgau gefährde den 
nationalen Zusammenhalt, in­
dem er auf die Sprache Molieres 
an der Primarschule verzichte. 
Der Thurgau wedle mit dem 
roten Tuch unter der Nase von 
Alain Berset. Lucie Monnat, die 
Kommentatorin der «Tribune de 
Geneve», fordert den Bundesrat 
explizit zum Handeln auf. 

Zitiert wird dazu eine Umfrage 
des Online-Portals der «Tribune 
de Geneve» und von «24heures». 
Von 321 Teilnehmern wünschten 
73 Prozent Bersets lntervention. 

Keine versteckte Agenda 

Joelle Fabre, die Kommentato­
rin von «24heures», warnt hin­
gegen vor Panik. Es gebe «keine 
versteckte Agenda, kein Zeichen 
der Geringschätzung hinter dem 
thurgauischen Entscheid». Die 
Argumente der linguistischen 
Totengräber seien nicht falsch. 
Tatsächlich könne es sich als 
kontraproduktiv herausstellen, 
«Unter-Zehnjährigen den Kopf 
mit zwei Fremdsprachen - und 
dazu noch Hochdeutsch - voll­
zustopfen». Bei Volksentschei­
den habe sich in den letzten Jah­
ren das Französisch immer ge­
halten. Zwar verliere es an Boden 
gegenüber dem Englischen. Dar­
in sei kein Affront zu sehen. Es 
seien nicht die Romands, die 
man töte, sondern die ganze 
Schweiz, die man zerkratze, er­
klärt die «24heures»-Kommenta­
torin in blumiger Sprache: Der 
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Der Thurgau fordert Bundesrat Berset heraus, meinen «24heures» und «Tribune de Geneve». 

«lebende Mythos» Schweiz stütze 
sich auf den Willen seiner Be­
wohner, sich aktiv an der natio­
nalen Konstruktion zu beteili­
gen. Um das «schöne Gebäude» 
zu erhalten, seien die nationalen 
Sprachen wie ein Zement. Sich 
dessen zu entledigen, sei fahrläs­
sig. 

Die Freiburger «La Liberte» 
meldet etwas kleiner: «Die Be­
drohung des Französischen wird 
konkret». Die Kommentatorin 
bezweifelt, dass die Thurgauer 
Sekundarschüler begeistert fünf 
Französischlektionen pro Woche 
folgen werden. Auch sie sieht 
den nationalen Zusammenhalt 
in Gefahr. Der Walliser «Le Nou­
velliste» teilt seiner Leserschaft 
erst auf Seite 30 mit, dass der 
Thurgau das Französisch beerdi-

gen wolle. Es ist jedoch ein Walli­
ser Politiker, der in der welschen 
Presse das Thurgauer Vorhaben 
am lautesten kritisiert. SP-Natio­
nalrat Mathias Reynard zeigt sich 
«schockiert» über den «Frontal­
angriff auf den nationalen Zu­
sammenhalt». Der Thurgau ge­
fährde das Gleichgewicht der 
Schweiz, «dessen wesentliche 
Stütze die Mehrsprachigkeit ist», 
zitiert ihn die «Tribune de Ge­
neve». 

Reynards Alarmschrei habe 
nur Gekicher auf beiden Seiten 
der Saane ausgelöst, kommen­
tiert Peter Rothenbühler im «Le 
Matin Dimanche». Man müsse 
nicht Parmelins Soldaten schi­
cken, um diese Bedrohung zu 
bekämpfen. Im Gegenteil, der 
Thurgauer Ungehorsam entspre-

ehe dem Schweizer «Kantönli­
geist» (auf Deutsch), der eben­
falls «eine wesentliche Stütze» 
des Landes sei. Man müsse den 
Lehrern besser zuhören, denen 
es enorme Schwierigkeiten be­
reite, den Primarschülern - die 
ein wenig von überall kommen -
wenigstens eine nationale Spra­
che beizubringen. 

Schlechte Deutschkenntnisse 

Sylvain Besson dreht in «Le 
Temps» den Spiess um und hebt 
die schwachen Deutschkennt­
nisse der Romands hervor. Die 
Romands hätten ein grundsätz­
liches Problem mit der ungenü­
genden Beherrschung des Deut -
sehen. Verschuldet sei sie durch 
ein ungerechtfertigtes Gefühl der 
kulturellen überlegenheit und 
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einen veralteten und starren 
Deutschunterricht. Der natio­
nale Zusammenhalt sei gewiss 
nicht bedroht durch die Thur­
gauer Reform. Der Protest be­
ruhe auf einem falschen Mythos, 
dem Mythos einer Schweiz, in 
der jeder Bürger die anderen 
nationalen Sprachen dank der 
Schule problemlos beherrsche. 
Das sei aber offensichtlich nicht 
der Fall. Der nationale Zusam­
menhalt beruhe vielmehr auf all 
jenen - vom Bankdirektor bis 
zum SBB-Kondukteur -, die täg­
lich mit zwei, sogar drei Spra­
chen leben. Solche Sprachkennt­
nisse erwerbe man bei der Ar­
beit. Die Schule liefere dafür nur 
die Grundlage, von der die Ein­
zelnen profitieren könnten oder 
eben nicht. ~ ZUR SACHE 2 

SVP-Nationalrätin Verena Herzog ist Urheberin der Debatte über die Abschaffung des Frühfranzösisch. Sie ist überzeugt, dass dies 
den Thurgauer Schülern zugute kommt. Interventionsdrohungen von Bundesrat Alain Berset machen ihr keinen Eindruck. 

MICHELE VATERLAUS 

Frau Herzog, glauben Sie, die Thur­
gauer Schüler können am Ende der 
obligatorischen Schulzeit genau 
gleich gut Französisch wie die 
anderen Kinder der Deutsch­
schweiz, welche bereits in der Pri­
marschule Französisch lernen? 
Verena Herzog: Davon bin ich 
überzeugt. Das Wesentliche 
beim Sprachenlernen ist doch, 
dass auf etwas aufgebaut werden 
muss. Können die Schüler besser 
Deutsch, haben sie bessere 
Grundlagen, um dann in der 
Oberstufe Französisch zu lernen. 
Das heisst, die Französischlek­
tionen, die in der Primarschule 
wegfallen, müssen genützt wer­
den, um die Fähigkeiten in Ma­
thematik und Deutsch zu ver­
bessern. Im neuen Lehrplan sind 
zudem 14 Wochenlektionen 
Französisch über die drei Jahre 
in der Oberstufe vorgesehen. Da­
mit haben die Thurgauer Schüler 
bis am Ende der Schulzeit gleich 

viel Französischunterricht wie 
bisher. 

Bereits vor drei Jahren, als Sie die 
Motion zur Abschaffung des Früh­
französisch einreichten, hagelte es 
Kritik: Das sei Missachtung des 
Volkswillens und ein Verstoss 
gegen den Sprachenkompromiss. 
Herzog: Wesentlich ist doch, was 
die Schüler am Ende der obli­
gatorischen Schulzeit können. 
Wollten wir alles gleich haben 
wie alle anderen Kantone, dann 
wäre der Thurgau dem Harmos­
Konkordat beigetreten. Das sind 
wir aber nicht. 

Trotzdem droht Bundesrat Berset 
schon länger mit Intervention, 
wenn der Thurgau das Frühfranzö­
sisch kippt. Er könnte mit der 
Änderung des Sprachengesetzes den 
Thurgau tatsächlich zum Früh­
französisch zwingen. 
Herzog: Das wäre sehr unklug. 
Die Bildungshoheit liegt bei den 
Kantonen. Argumente, wie der 

nationale Zusammenhalt leide 
darunter, sind emotionales Ge­
tue. Wir schätzen die anderen 
Regionen und Sprachen der 
Schweiz. Zudem drohte Alain 
Berset schon länger mit lnter­
vention. 

Sie haben auch schon länger ange­
kündigt, dass Sie sich dagegen 
wehren werden. Wie? 
Herzog: Das ist auf Bundesebene 
nicht ganz einfach. Aber erst 
müsste einer Änderung des 
Sprachengesetzes vom Parla-

Verena Herzog 
SVP-Nationalrätin 
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ment zugestimmt werden. Hört 
man sich in der Bevölkerung um, 
kann festgestellt werden, dass 
die Abschaffung des Frühfranzö­
sisch nicht so dramatisch ge­
sehen wird. 

Sie meinen, es wird auch kein Pro­
blem sein, werm Sie als Co-Präsi­
dentin des Vereins Expo 2027 die 
welschen Parlamentarier für die 
Expo 2027 gewinnen müssen? 
Herzog: Nein. Dass der Zusam­
menhalt gefährdet ist, ist - wie 
schon gesagt - emotionales Ge­
tue. Ziel ist ja, dass die Kinder am 
Ende der Volksschule über bes­
sere Deutsch- und mindestens 
gleich gute Französischkenntni­
se wie bisher verfügen. 

SVP-Vertreter haben eine Initiative 
gegen den Lehrplan 21 landert. 
Also jene Partei, die gegen das 
Frühfranzösisch ist, das aus dem 
Lehrplan verbannt wurde. Ändert 
die SVP jetzt ihre Meinung zum 
neuen Lehrplan? 

Herzog: Also erstens ist das Ko­
mitee ein überparteiliches, dem 
neben SVP-Vertretern auch Ver­
treter der CVP, EDU, SP und par­
teilose Eltern angehören. Und 
zweitens ist der Lehrplan 21 ein 
anderes Thema. Er schiesst am 
Ziel vorbei und fordert einen rie­
sigen administrativen Aufwand 
für die Lehrpersonen. 

Wamm wird auf dem Thurgau 
mmgehackt? Andere Kantone 
haben auch kein Frühfranzösisch, 
Appenzell Innerrhoden zum Bei­
spiel oder der Kanton Aargau. 
Herzog: Das ist nur, weil es im 
Thurgau gerade aktuell ist. 

Wo haben Sie eigentlich Franzö­
sisch gelernt? 
Herzog: ln der Oberstufe. Als ich 
Nationalrätin wurde, war ich drei 
Wochen in Avignon, um die 
Sprache nochmals zu lernen. Ich 
mag Sprachen. Aber um Fremd­
sprachen zu lernen, braucht es 
eine gute Deutschbasis. 

MOSTTRÖPFU 

Evergreens 
in Thurgauer 
Wahlzeiten 

15 

Muss man sich um den politi­
schen Thurgau Sorgen machen? 
Am kommenden Wochenende 
wird das Kantonsparlament ge­
wählt. Und zum alles beherr­
schenden Thema haben sich 
endgültig die Wahlplakate ent­
wickelt. So, als ob in einem 
Wahlkampf jedes, aber auch 
wirklich jedes Thema willkom­
men ist - Hauptsache, es hat 
möglichst wenig mit politischen 
Inhalten zu tun. 

Die einen regen sich generell 
über die grosse Zahl von Wahl­
plakaten auf. Andere unterstel­
len wieder anderen, ihr Konter­
fei zugunsten des eigenen abge­
räumt zu haben. Um dann aber 
zurückkrebsen zu müssen, weil 
es in Tat und Wahrheit ein 
Landbesitzer gewesen ist, der 
dem freien Spiel der Gesichter 
dieses Wahlkampfs einen Riegel 
geschoben hat. überhaupt, das 
illegale Plakatieren: Ein immer 
gern gespielter Empörung-Ever­
green in Thurgauer Wahlzeiten. 
Und selbst über das Posieren 
eines Kandidaten mit Hund 
kann sich der zum Wählen auf­
gerufene Mensch trefflich ener­
vieren - wohl, um sich nicht mit 
Herrchen beschäftigen zu müs­
sen, das so verzweifelt um Wäh­
lerstimmen ringt. Mit dem hat 
bezeichnenderweise niemand 
Mitleid. 

Alles hochgradig existenzielle 
Probleme, welche die politische 
Zukunft des Kantons entschei­
dend prägen werden. Wer will 
sich angesichts solcher Thur­
gauer Schicksalsfragen noch mit 
politischen Banalitäten wie bei­
spielsweise den Kantonsfinan­
zen, dem Lehrplan 21 oder der 
Bodensee-Thurtal-Strasse aus­
einandersetzen? 

Hört auf, über den Wahl­
kampf zu reden, sondern macht 
endlich Wahlkampfl - ist man 
an diesem Punkt versucht, allen 
Beteiligten zuzurufen. Noch 
wäre ja Zeit für einen Schluss­
spurt. Falls es an einem echten 
Aufreger als Aufhänger fehlt, wie 
wär's zum Beispiel damit: Bei 
den letzten Grossratswahlen vor 
vier Jahren ging nicht einmal 
mehr jeder dritte Thurgauer 
Stimmbürger zur Wahl. 

Christian Kamm 

Energieeffizienz 
in Unternehmen 
FRAUENFELD. In zahlreichen KMU 
ist das Potenzial der Kosten­
reduktion durch höhere Energie­
effizienz noch nicht ausge­
schöpft. Der Kanton Thurgau 
bietet mit dem Förderschwer­
punkt «Energieeffizienz in Un­
ternehmen» einenAnstoss, diese 
Chance zu nutzen, und will da­
mit einen Beitrag an die Wett­
bewerbsfähigkeit der KMU leis­
ten. Förderbeiträge gibt es für 
Energieeffizienzmassnahmen 
bei Infrastrukturanlagen in den 
Bereichen Wärmeverteilung, Ge­
bäude, Kälte-, Kühlwasser-, Lüf-
tungs- und Druckluftanlagen so­
wie Pumpensysteme und Moto­
ren. Es handelt sich um einen 
einmaligen Investitionsbeitrag, 
der 30 Franken pro eingesparte 
Megawattstunde Energie über 
die Lebensdauer der getätigten 
Massnahme beträgt. Detaillierte 
In,fmmationen: www.energie.tg. 

fh/foerderprogramm (red.) 

www.thurgauerzeitung.ch 
j // 

,f 



2 Thema 

ZUR SACHE 

Berset soll den 
Thurgau machen lassen 

Die Reaktionen aus der Roman­
die auf den neuen Thurgauer 
Lehrplan sind nicht nur negativ. 
Allerdings droht Bundesrat 
Berset mit einer Intervention. 

er neue Thurgauer Lehrplan mit Franzö­
sischunterricht erst ab der Oberstufe hat 
zum Teil heftige Reaktionen hervorgeru-

fen. Zum Teil äussern aber sogar welsche Kom­
mentatoren Verständnis und raten, man solle nun 
nicht überreagieren. Hoffentlich setzt sich deren 
Gelassenheit gegen die Wut durch. 

Der neue Thurgau er Weg wurde 2014 vom 
Grossen Rat vorgegeben. Jener Beschluss war -
wenn auch aus didaktischer Sicht verständlich -
so doch aus Sicht des nationalen Zusammenhalts 
problematisch. Der Entscheid, Französisch auf 
die Oberstufe zu verlagern, missachtete einen 
mühsam erarbeiteten Sprachenkompromiss. Dass 
das manche Romands - und auch Deutsch­
schweizer - als Affront auffassen würden, damit 
musste gerechnet werden. 

Im Thurgau selbst scheint dieser Weg aber un­
bestritten zu sein. In den fast zwei Jahren, die 
seither vergangen sind, hat sich keine namhafte 
politische Kraft für den Erhalt des Frühfranzö­
sisch-Unterrichts eingesetzt. Regierungsrätin 
Monika Knill ist deshalb nichts anderes übrig­
geblieben, als den Auftrag des Parlaments umzu­
setzen. Und das soll sie nun auch tun. Das Erzie­
hungsdepartement hat versprochen, dass die 
Schüler am Ende ihrer obligatorischen Schulzeit 
mindestens so gut Französisch verstehen werden 
wie diejenigen in anderen Kantonen. An diesem 
Versprechen wird man das DEK einst messen. 

Bundesrat Berset droht nun mit einer zentralis­
tischen Intervention. Das sollte er besser bleiben 
lassen. Anstatt den Thurgau (und andere) erst 
recht in den Widerstand zu treiben, sollte er ihn 
machen lassen - und den Thurgauer Weg als 
Pilotprojekt betrachten. 

David Angst 
david.angst@thurgauerzeitung.ch 

PRESSESCHAU 
Die Presse thematisiert weiterhin die Panama Papers. 

LAESTRE~EPANAMA Panama hat in 
den letzten Jahren beachtliches Wachstum erzielt. Auch 
hat Panama immer korrekt gehandelt, was sein 
Bankensystem betrifft. Es ist ungerecht, dass die OECD 
uns auf ihrer schwarzen Liste führt und uns vorwirft, 
Informationen zurückzuhalten. (. .. ) Statt von 
Mossack-Fonseca-Papieren ist von Panama-Papieren 
die Rede. Panama schützt keine Drogenhändler und 
Steuerhinterzieher, und darum sind das keine 
Panama-Papiere. Wir sind keine korrupte Steueroase, 
sondern ein anständiges Volk, und anständiger 
Journalismus sollte unseren guten Namen respektieren. 

<IIlJt lU~njl'ls1: Als Putin an die Macht 
kam, stand der Kreml unter dem Einfluss einer Handvoll 
wohlhabender Oligarchen. (. .. ) Putin versprach, die 
Ordnung wiederherzustellen und die Klasse der 
Oligarchen auszurotten. Er liess den Ölmagnaten 
Michail Chodorkowski inhaftieren und zwang andere 
Plutokraten, Russland zu verlassen. Die neuen 
Enthüllungen bestätigen nun: Was sich geändert hat, ist 
nicht das System, sondern lediglich dessen Profiteure. 
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Frankreich will 
Freier büssen 
Rot-grüne Parlamentsmehrheit setzt sich gegen 
Widerstand von Senat und Prostituierten durch. 
STEFAN BRÄNDLE 

Der Besuch des Pariser Rotlichtvier­
tels Pigalle kann in Zukunft ganz 
schön ins Geld gehen. Und das nicht 
nur wegen der Tarife des horizonta­
len Gewerbes: Wer von der Polizei in 
flagranti mit einer «belle de nuit» -
einer «Schönen der Nacht» - erwischt 
wird, zahlt in Zukunft 1500 Euro 
Busse. Im Wiederholungsfall sind es 
sogar 3750 Euro. Ergänzend kann ein 
«Stage zur Sensibilisierung» angeord­
net werden - eine Art Entwöhnungs­
kurs, wie sie heute schon für Alkoho­
liker oder Verkehrssünder verordnet 
werden. 

Grosse Mehrzahl aus dem Ausland 

Ein entsprechendes Gesetz will die 
Nationalversammlung in Paris heute 
Mittwoch definitiv verabschieden. 
Die Annahme durch die rot-grüne 
Parlamentsmehrheit scheint gesi­
chert. Der konservativ dominierte 
Senat ist zwar dagegen, kann das Ge­
setz aber nicht verhindern. 

Feministische Ministerinnen wie 
Marisol Touraine und Najat Vallaud­
Belkacem hatten sich jahrelang für 
die «Abschaffung» der Prostitution 
eingesetzt. Darunter verstehen sie 
nicht ein Verbot, sondern einen in­
tensivierten Kampf gegen Zuhälterei 
und Menschenhandel. 90 Prozent der 
«prostituierten Personen», wie es ge­
schlechtsneutral heisst, stammen 
aus dem Ausland - aus China, Ost­
europa oder im Fall der Transvestiten 
aus Südamerika. 

Die Hauptbetroffenen laufen aller­
dings immer noch Sturm gegen das 
Gesetz, das ihr Gewerbe «in Frage 
stellt». Das meint das Syndikat der 
Sexarbeit (Strass), das keineswegs als 
politisch reaktionär gilt und sein 
Büro bei der militanten Organisation 
Act Up hat. Es ruft für heute zu einer 
Demonstration vor der Nationalver­
sammlung auf, weil das Gesetz für 
die Prostituierten «gefährlich» sei. Es 
vertreibe sie von der Strasse in ver­
borgene Hinterzimmer, wo sie ge­
walttätigen Kunden, Zuhältern oder 
Polizisten stärker ausgeliefert seien. 

Anmachen erlaubt 

Die Initiantin des Gesetzes, die 
sozialistische Abgeordnete Maud Oli­
vier, entgegnete in der Parlaments­
debatte, in Ländern wie Schweden, 

Norwegen und Island habe die be­
reits eingeführte Freierbusse zu posi­
tiven Resultaten geführt: Die Prosti­
tution sei um die Hälfte zurück­
gegangen, und die anfänglich skepti­
sche öffentliche Meinung sei heute 
klar dafür. 

In Frankreich sind derzeit 68 Pro­
zent der Befragten dagegen. Viele von 
ihnen wollen nicht verstehen, dass 
das nicht nur katholische, sondern 
auch libertäre Frankreich dem skan­
dinavischen Modell folgen soll. Di­
verse Petitionen mit sprechenden 
Namen wie «Hände weg von meiner 
Hure» oder Prominente wie Schau­
spielerin Catherine Deneuve wand­
ten sich gegen die «Verbotskultur». 

Patrick Pharo von der französi­
schen Forschungszentrale CNRS 
meinte, die Prostitution erlaube über 
die Zwänge des Eheregimes hinaus 
eine «Bereicherung der sexuellen 
Praktiken», was auch in Literatur 
oder Film zum Ausdruck komme. 

Für die Juristin und Frauenrechtle­
rin Christine Le Doare geht es hin­
gegen darum, «Schuld und Beweis­
last» von den Prostituierten auf die 
Freier zu verlagern. Deshalb streicht 
das Gesetz auch das Verbot des An­
machens auf der Strasse. Prostituier­
ten war es in Frankreich bisher unter­
sagt, auf der Strasse auch nur durch 
auffällige Kleidung Kunden anzu­
ziehen. 

Gegen das Gesetz sind aber auch 
Feministinnen wie Elisabeth Badin­
ter. «Ich finde es nicht normal, dass 
man den Frauen erlaubt, sich zu pro­
stituieren, aber den Männern unter­
sagt, zu ihnen zu gehen», meinte sie. 
Generell widerspreche das Gesetz 
dem hart erkämpften Frauenrecht, 
frei über den eigenen Körper ver­
fügen zu können. 

Starthilfe für Ausstiegswillige 

Le Doare entgegnete, diese angeb­
liche Freiheit sei in den meisten Fäl­
len eher ein Fall von moderner Skla­
verei. Es gehe nicht um Moral oder 
Prüderie, sondern um das Austrock­
nen des Marktes. Das neue Gesetz 
sieht deshalb auch vor, dass auslän­
dische Prostituierte, die auf illegale 
Weise nach Frankreich gekommen 
sind und ihr Metier aufgeben wollen, 
eine Starthilfe in Form einer sechs­
monatigen Aufenthaltsbewilligung 
erhalten. 

Mittwoch, 6. April 2016 
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Die Prostituierten sind gegen die Gesetzesänderung. 
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Prostitution war ein häufiges Sujet des Malers Toulouse-Lautrec. 
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